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BUNDESGERICHTSHOF 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

VIII ZR 278/23 Verkündet am: 
 27. November 2024 
 Reiter, 
 Justizangestellte 
 als Urkundsbeamtin 
 der Geschäftsstelle 
 

in dem Rechtsstreit 

Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

JNEU: nein 

 

BGB § 556d Abs. 2, § 556g Abs. 1 Satz 1 und 2, § 557a Abs. 1; 
RDG § 13e Abs. 1 (in der seit dem 1. Oktober 2021 geltenden Fassung) 
ZPO § 9 
RVG VV Nr. 2300 (in der seit dem 1. Oktober 2021 geltenden Fassung) 

Zur Bemessung des Gegenstandswerts eines Anspruchs auf Abgabe einer Er-
klärung, dass die Miete künftig herabgesetzt wird, bei einer zwischen den Miet-
vertragsparteien vereinbarten Staffelmiete im Sinne von § 557a Abs. 1 BGB (im 
Anschluss an Senatsurteil vom 15. Mai 2024 ­ VIII ZR 52/23, NZM 2024, 755 
Rn. 46 f. mwN). 

BGH, Urteil vom 27. November 2024 - VIII ZR 278/23 - LG Berlin 
 AG Schöneberg 
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche Verhandlung 

vom 13. November 2024 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Bünger, die Richter 

Kosziol und Dr. Schmidt, die Richterin Dr. Matussek sowie den Richter 

Dr. Reichelt 

für Recht erkannt: 

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landgerichts 

Berlin - Zivilkammer 63 - vom 14. November 2023 in der Fassung 

des Berichtigungsbeschlusses vom 21. November 2023 aufgeho-

ben. 

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung, auch 

über die Kosten des Revisionsverfahrens, an das Berufungsgericht 

zurückverwiesen.  

 

Von Rechts wegen 

 

Tatbestand: 

Die Klägerin, eine in das Rechtsdienstleistungsregister eingetragene Ge-

sellschaft mit beschränkter Haftung, macht aus abgetretenem Recht Ansprüche 

der Mieter einer Wohnung der beklagten Vermieterin im Zusammenhang mit ei-

nem behaupteten Verstoß gegen die Vorschriften zur Begrenzung der Miethöhe 

nach §§ 556d ff. BGB - in den Rechtsmittelverfahren allein noch den Anspruch 

auf Erstattung vorgerichtlicher Rechtsverfolgungskosten - geltend. 
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Zwischen der Beklagten und den drei Mietern besteht seit dem 1. Septem-

ber 2020 ein Mietverhältnis über eine Wohnung, die gemäß der (zweiten) Berliner 

Mietenbegrenzungsverordnung vom 19. Mai 2020 (GVBl. 2020 S. 343) in einem 

Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt liegt. Die Mietvertragsparteien ver-

einbarten eine Staffelmiete, nach der sich die monatliche Nettokaltmiete von an-

fänglich 932 € zum ersten September eines jeden Jahres, erstmals ab dem Jahr 

2021, erhöhen sollte. Die erste Staffel sah für den Zeitraum vom 1. September 

2021 bis zum 30. August 2022 eine erhöhte Nettokaltmiete von monatlich 

964,62 € vor. Die gemäß §§ 556d ff. BGB zulässige Höchstmiete betrug sowohl 

bei Mietbeginn als auch während des Zeitraums der ersten Mietstaffel monatlich 

440,22 €. 

Die Mieter beauftragten die Klägerin im Januar 2022 mit der Durchsetzung 

ihrer Ansprüche aus der sogenannten Mietpreisbremse. Hierzu traten sie diese 

Ansprüche gegen die Beklagte an die Klägerin ab.  

Mit Schreiben vom 1. Februar 2022 rügte die Klägerin gegenüber der Be-

klagten - unter Berufung auf die Beauftragung durch die Mieter - einen Verstoß 

gegen die Vorschriften zur Begrenzung der Miethöhe (§§ 556d ff. BGB) in Bezug 

auf die vermietete Wohnung. Sie verlangte unter Fristsetzung Auskunft unter an-

derem über die Höhe der durch den Vormieter gezahlten Miete, über vorange-

gangene Mieterhöhungen und über durchgeführte Modernisierungsmaßnahmen. 

Zudem begehrte sie die Rückerstattung der über den zulässigen Höchstbetrag 

hinaus zu viel gezahlten Miete, die Herausgabe der anteiligen Mietkaution und 

die Abgabe der Erklärung, dass die künftig fällig werdende Miete auf monatlich 

439,61 € - den ihrer Ansicht nach zulässigen Höchstbetrag - herabgesetzt werde. 

Eine nachfolgende Mahnung der Klägerin blieb erfolglos. 

Das Amtsgericht hat der Klage hinsichtlich der auf Auskunftserteilung und 

Rückzahlung gerichteten Klageanträge weitgehend stattgegeben. Hingegen hat 
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es den in Höhe von 2.183,06 € nebst Zinsen geltend gemachten Anspruch auf 

Zahlung vorgerichtlicher Rechtsverfolgungskosten - ausweislich des von den 

Entscheidungsgründen abweichenden Urteilstenors - lediglich in Höhe von 

1.208,21 € nebst Zinsen zugesprochen. Hierbei hat es für den Gegenstandswert 

im Hinblick auf die Dauer der einzelnen Mietstaffel lediglich den zwölffachen Wert 

des mit 524,40 € errechneten monatlichen Überschreitungsbetrags sowie für die 

anteilige Mietkaution den dreifachen Wert des Überschreitungsbetrags herange-

zogen.  

Die allein hiergegen und damit auf Zahlung weiterer 791,70 € gerichtete 

Berufung der Klägerin hat das Landgericht zurückgewiesen. Mit der vom Beru-

fungsgericht zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin ihr Berufungsbegehren 

weiter. 

 

Entscheidungsgründe: 

Die Revision hat Erfolg. 

 

I. 

Das Berufungsgericht hat zur Begründung seiner Entscheidung, soweit für 

das Revisionsverfahren von Interesse, im Wesentlichen ausgeführt: 

Die Klägerin habe keinen Anspruch auf Zahlung weiterer vorgerichtlicher 

Rechtsverfolgungskosten gemäß §§ 398, 280 Abs. 1 BGB. Der für die Geschäfts-

gebühr maßgebliche Gegenstandswert bemesse sich, soweit es um einen auf 

6 

7 

8 

9 



- 5 - 

Feststellung der höchstzulässigen Miete gerichteten Antrag gehe, mangels spe-

ziellerer Vorschriften in den §§ 39 ff. GKG gemäß § 48 Abs. 1 Satz 1 GKG nach 

§§ 3 ff. ZPO.  

Der Bundesgerichtshof wende auf die negative Feststellungsklage § 9 

ZPO an, lege also den dreieinhalbfachen Jahresbetrag der Überschreitung zu-

grunde, wenn die Dauer des Mietverhältnisses nicht bestimmt sei. Zwar gelte 

dieselbe Bewertung für die Klägerin, wenn sie bei einem Staffelmietvertrag vom 

Mieter damit beauftragt werde, eine dauerhafte Herabsetzung der Miete für die 

Zukunft zu erreichen. Denn die Höhe ihres Anspruchs richte sich nach dem Auf-

trag des Mieters, der im vorliegenden Fall eine zeitliche Begrenzung auf die Aus-

gangsmiete oder eine Staffel nicht enthalten habe. 

Jedoch sei ein solcher Auftragsumfang nicht in jedem Fall erforderlich und 

seien die hierdurch entstehenden Kosten damit nicht stets erstattungsfähig. So 

könne der Mieter eine dauerhafte Herabsetzung vom Vermieter nicht verlangen, 

wenn nur eine (einzelne) Staffel eine überhöhte Miete ausweise. Dann sei als 

Gegenstandswert gemäß § 8 ZPO nur die Zeit bis zum Wirksamwerden der 

nächsten Staffel zugrunde zu legen. Denn aus der Unzulässigkeit einer Staffel 

folge nicht die Unwirksamkeit der Staffelmietvereinbarung insgesamt oder der 

folgenden Staffeln, wie sich aus der gegenüber § 139 BGB vorrangigen Rege-

lung in § 557a Abs. 4 Satz 1 BGB ergebe. Vielmehr sei die Wirksamkeit der Miet-

preisabrede anhand der Vorschriften zur Mietpreisbremse bei jeder Staffel neu 

zu prüfen. Rechtssicherheit gebe es hinsichtlich der Wirksamkeit späterer Staf-

feln nicht, weil die Entwicklung der ortsüblichen Vergleichsmiete und damit die 

Zulässigkeit der zukünftigen Mietstaffeln nicht vorhersehbar seien. 
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II. 

Diese Beurteilung hält der rechtlichen Nachprüfung in entscheidenden 

Punkten nicht stand. 

Rechtsfehlerhaft hat das Berufungsgericht einen über den in Ziffer 3 des 

amtsgerichtlichen Urteilstenors genannten Betrag von 1.208,21 € hinausgehen-

den Anspruch der Klägerin aus abgetretenem Recht auf Ersatz weiterer Rechts-

verfolgungskosten gemäß § 280 Abs. 1, § 249 Abs. 1, § 398 BGB, § 13e Abs. 1 

RDG in der seit dem 1. Oktober 2021 geltenden Fassung (BGBl. 2021 I S. 3415) 

nebst Zinsen (§ 291 BGB) verneint, weil es den Gegenstandswert zu gering an-

gesetzt hat. Zudem hat das Berufungsgericht der Berechnung des Gegenstands-

werts für den Anspruch auf Rückzahlung der die höchstzulässige Miete über-

schreitenden Mietkaution rechtsfehlerhaft einen zu hohen Überschreitungsbetrag 

zugrunde gelegt; dies wirkt sich jedoch im Hinblick auf die einschlägige Streit-

wertstufe gebührenmäßig nicht aus. 

In welcher Höhe die Mieter gemäß § 13e Abs. 1 RDG in Verbindung mit 

Nr. 2300 VV RVG in der seit dem 1. Oktober 2021 geltenden Fassung Ersatz der 

ihnen von der Klägerin für die vorgerichtliche Tätigkeit berechneten Vergütung 

über den bislang zugesprochenen Betrag in Höhe von 1.208,21 € hinaus verlan-

gen können, kann indessen auf der Grundlage der von dem Berufungsgericht 

bisher getroffenen Feststellungen noch nicht abschließend beurteilt werden.  

1. Das Berufungsgericht ist - ohne dies näher auszuführen - zutreffend da-

von ausgegangen, dass den Mietern gemäß § 280 Abs. 1 BGB dem Grunde nach 

ein Anspruch gegen die beklagte Vermieterin auf Freistellung von den ihnen ent-

standenen vorgerichtlichen Rechtsverfolgungskosten (§ 249 Abs. 1, § 257 BGB) 

zusteht, den die Klägerin als Inkassodienstleisterin gemäß § 398 BGB aus abge-

tretenem Recht auch im eigenen Namen geltend machen kann und der sich auf-

12 

13 

14 

15 



- 7 - 

grund der Abtretung in einen Zahlungsanspruch umgewandelt hat (vgl. nur Se-

natsurteil vom 23. März 2022 ­ VIII ZR 133/20, NZM 2022, 413 Rn. 22 f. mwN). 

Denn die Beklagte hat - was aufgrund des auf die Höhe der geltend gemachten 

Rechtsverfolgungskosten beschränkten Gegenstands des Berufungsverfahrens 

mit bindender Wirkung feststeht - ihre aus § 556d Abs. 1 BGB folgende Pflicht, 

von den Mietern nur die höchstzulässige Miete zu verlangen, pflichtwidrig und 

schuldhaft verletzt und die Klägerin dazu veranlasst, für die Mieter Ansprüche 

nach § 556g BGB in der seit dem 1. April 2020 geltenden Fassung geltend zu 

machen (vgl. auch Senatsurteile vom 27. Mai 2020 ­ VIII ZR 45/19, BGHZ 225, 

352 Rn. 116; vom 23. März 2022 ­ VIII ZR 133/20, aaO Rn. 22). 

Mit Recht hat das Berufungsgericht angenommen, dass die Mieter die 

ihnen von der Klägerin als Inkassodienstleisterin für die außergerichtliche Tätig-

keit berechneten Kosten von den Beklagten nur bis zur Höhe der Vergütung als 

Schaden ersetzt verlangen können, die einem Rechtsanwalt für diese Tätigkeit 

nach den Vorschriften des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes zustehen würde. 

Das ergibt sich aus der seit dem 1. Oktober 2021 geltenden Vorschrift des § 13e 

RDG, die im Hinblick auf die im Januar 2022 erfolgte Beauftragung der Klägerin 

durch die Mieter statt der zuvor maßgeblichen Vorschrift des § 4 Abs. 5 

RDGEG aF (vgl. hierzu Senatsurteil vom 27. Mai 2020 ­ VIII ZR 45/19, BGHZ 

225, 352 Rn. 117) Anwendung findet. Hierbei ist im Verhältnis zur Beklagten 

grundsätzlich der Gegenstandswert zugrunde zu legen, der der berechtigten 

Schadensersatzforderung der Mieter entspricht (vgl. Senatsurteil vom 27. Mai 

2020 ­ VIII ZR 45/19, aaO Rn. 116). 

2. Zu Unrecht hat das Berufungsgericht jedoch - im Anschluss an das 

Amtsgericht - vorliegend einen Gegenstandswert zugrunde gelegt, der - unter 

Einbeziehung des die anteilige Mietkaution betreffenden Rückzahlungsbegeh-

rens - nur den fünfzehnfachen monatlichen Überschreitungsbetrag umfasst 

(15 x 524,40 € = 7.866 €). Es hat mithin das im Rügeschreiben der Klägerin vom 
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1. Februar 2022 enthaltene Verlangen nach Rückzahlung überzahlter Miete 

- ohne Begründung - wertmäßig nicht (gesondert) berücksichtigt und das dort 

gleichfalls geltend gemachte Begehren auf Herabsetzung der Miete auf den zu-

lässigen Höchstbetrag gestützt auf die - rechtsfehlerhafte - Annahme, eine Be-

auftragung der Klägerin durch die Mieter sei insoweit allein im Hinblick auf die 

jeweilige (aktuelle) Mietstaffel erforderlich gewesen, lediglich mit dem Zeitraum 

dieser einzelnen Mietstaffel (12 Monate) bemessen. Zudem hat das Berufungs-

gericht bei der Bewertung des im Rügeschreiben ferner geltend gemachten An-

spruchs auf Rückzahlung der anteiligen Mietkaution rechtsfehlerhaft einen zu ho-

hen Überschreitungsbetrag zugrunde gelegt. 

a) Für das Verlangen der Klägerin auf Herabsetzung der Miete auf den 

höchstzulässigen Betrag ist der 42-fache Überschreitungsbetrag (monatlich 

524,40 €) als Gegenstandswert anzusetzen, mithin ein Betrag von 22.024,80 €. 

aa) Zwar hat ein Schädiger nicht schlechthin alle durch ein Schadenser-

eignis adäquat verursachten Rechtsverfolgungskosten des Geschädigten zu er-

statten. Es entspricht jedoch ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, 

dass der Schädiger diejenigen Kosten der Rechtsverfolgung zu ersetzen hat, die 

aus Sicht des Geschädigten zur Wahrnehmung seiner Rechte erforderlich und 

zweckmäßig waren. Maßgeblich ist die ex-ante-Sicht einer vernünftigen, wirt-

schaftlich denkenden Person, wobei keine überzogenen Anforderungen zu stel-

len sind. Es kommt darauf an, wie sich die voraussichtliche Behandlung des 

Schadensfalls aus der Sicht des Geschädigten darstellt (vgl. nur Senatsurteile 

vom 20. September 2023 ­ VIII ZR 247/22, NJW-RR 2024, 14 Rn. 24; vom 

15. Mai 2024 ­ VIII ZR 52/23, NZM 2024, 755 Rn. 45 mwN). 

Ob die Erforderlichkeit und Zweckmäßigkeit der ergriffenen Maßnahme 

gegeben ist, entzieht sich dabei einer generalisierenden Betrachtung; dies ist 

vielmehr vom Tatrichter aufgrund einer Würdigung der Umstände des Einzelfalls 
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festzustellen (vgl. Senatsurteile vom 20. September 2023 ­ VIII ZR 247/22, aaO 

Rn. 25; vom 15. Mai 2024 ­ VIII ZR 52/23, aaO Rn. 46). Der deshalb nur einge-

schränkten revisionsrechtlichen Überprüfung hält die Beurteilung des Berufungs-

gerichts indes nicht stand. Denn sie übergeht, dass es sich bei der Aufforderung, 

die im Wohnungsmietvertrag vereinbarte Miete auf das höchstzulässige Maß her-

abzusetzen, um eine im engen Zusammenhang mit der von der Klägerin zuläs-

sigerweise erhobenen Rüge und dem von ihr geltend gemachten Anspruch auf 

Rückerstattung zu viel gezahlter Miete stehende Maßnahme handelt, die letztlich 

dazu dient, für die Zukunft die Geltendmachung weitergehender Rückzahlungs-

ansprüche der Mieter entbehrlich zu machen (vgl. Senatsurteile vom 27. Novem-

ber 2019 ­ VIII ZR 285/18, BGHZ 224, 89 Rn. 162; vom 19. Januar 2022 ­ VIII ZR 

123/21, NJW-RR 2022, 376 Rn. 30; vom 18. Mai 2022 ­ VIII ZR 9/22, WuM 2022, 

468 Rn. 31; vom 15. Mai 2024 ­ VIII ZR 52/23, aaO). 

bb) Ausgehend hiervon durften vorliegend die Mieter bei der gebotenen 

Betrachtung ex ante im Januar 2022 trotz der hier gegebenen Staffelmietverein-

barung die Beauftragung der Klägerin mit der Aufforderung der Beklagten zur 

- zeitlich unbefristeten - Herabsetzung der Miete auf den höchstzulässigen Be-

trag als erforderlich erachten. Denn angesichts einer bereits zu diesem Zeitpunkt 

gegebenen Überschreitung der ortsüblichen Vergleichsmiete um mehr als das 

Doppelte und der im Mietvertrag vorgesehenen weiteren Erhöhung der von den 

Mietern zu zahlenden Miete bei Wirksamwerden der nächsten Mietstaffeln 

- somit bereits ab September 2022 - war ein Verstoß gegen §§ 556d ff. BGB auch 

über die gegenwärtig geltende Mietstaffel hinaus absehbar. Insoweit kommt es 

entgegen der von der Revisionsbeklagten in der mündlichen Verhandlung vor 

dem Senat geäußerten Rechtsauffassung für die Beurteilung der Erforderlichkeit 

nicht darauf an, dass die Klägerin ihr in dem vorgerichtlichen Rügeschreiben ent-

haltenes Herabsetzungsverlangen mit einem konkret bezifferten Betrag, der ihrer 

Ansicht nach der höchstzulässigen Miete entspricht, verbunden hat. 
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cc) Der von der Klägerin mit dieser Aufforderung verfolgte Anspruch ist 

deshalb gemäß § 48 Abs. 1 GKG, § 9 ZPO (vgl. hierzu Senatsurteil vom 27. Mai 

2020 ­ VIII ZR 45/19, BGHZ 225, 352 Rn. 117) mit dem 42-fachen des von ihr 

berechtigterweise verlangten Überschreitungsbetrags in Höhe von monatlich 

524,40 € als dem höchsten für die Berechnung maßgeblichen Einzelwert inner-

halb des gemäß § 9 Abs. 1 ZPO zu betrachtenden Zeitraums von dreieinhalb 

Jahren (vgl. hierzu Senatsurteil vom 30. März 2022 ­ VIII ZR 279/21, WuM 2022, 

600 Rn. 47; Senatsbeschluss vom 10. Oktober 2023 ­ VIII ZR 45/22, juris Rn. 35; 

jeweils mwN) zu bemessen (vgl. Senatsurteil vom 15. Mai 2024 ­ VIII ZR 52/23, 

NZM 2024, 755 Rn. 47). 

b) Zudem sind bei der Bemessung des Gegenstandswerts der vorgericht-

lichen Tätigkeit der Klägerin - abweichend von der durch das Berufungsgericht 

übernommenen Berechnung des Amtsgerichts - gemäß § 48 Abs. 1 GKG, § 3 

ZPO die im Rügeschreiben gleichfalls geltend gemachten Ansprüche der Mieter 

auf Rückzahlung zu viel gezahlter Miete zu berücksichtigen (vgl. Senatsurteil vom 

27. Mai 2020 ­ VIII ZR 45/19, aaO), welche die Klägerin vorliegend mit dem zwei-

fachen Überschreitungsbetrag (2 x 524,40 € = 1.048,80 €) angesetzt hat. 

c) Den von der Klägerin im Rügeschreiben ferner geltend gemachten An-

spruch auf Teilrückzahlung der Mietkaution hat das Amtsgericht bei der vom Be-

rufungsgericht gebilligten Ermittlung des Gegenstandswerts zwar berücksichtigt. 

Es hat diesen aber (versehentlich) mit einem zu hohen Betrag bewertet, weil sich 

der angesetzte Überschreitungsbetrag von monatlich 524,40 € auf die Differenz 

zwischen der höchstzulässigen Miete von monatlich 440,22 € zu der aufgrund 

der ersten Mietstaffel ab September 2021 geschuldeten Miete in Höhe von mo-

natlich 964,62 € bezieht, nicht aber auf die Differenz zur Ausgangsmiete in Höhe 

von 932 €, welche jedoch für die bei Beginn des Mietverhältnisses bereits verein-

barte und gezahlte Mietkaution maßgeblich ist (vgl. § 551 Abs. 1 BGB; Senats-

urteile vom 20. Juli 2005 ­ VIII ZR 347/04, NJW 2005, 2773 unter II 2 a; vom 
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15. Mai 2024 ­ VIII ZR 52/23, NZM 2024, 755 Rn. 48; Schmidt-Futterer/Flatow, 

Mietrecht, 16. Aufl., § 551 BGB Rn. 34). Demzufolge ist der Überschreitungsbe-

trag im Hinblick auf die Mietkaution nur mit monatlich 491,78 € (932 € [Ausgangs-

miete] ­ 440,22 € [höchstzulässige Miete]) statt mit 524,40 € zu bemessen. Der 

auf diesen Anspruch entfallende Gegenstandswert beläuft sich deshalb auf 

1.475,34 € (3 x 491,78 €) und nicht - wie die Vorinstanzen angenommen haben - 

auf 1.573,20 €. 

d) Demgemäß ist für die vorgerichtliche Tätigkeit der Klägerin ein Gegen-

standswert in Höhe von insgesamt 24.548,94 € (42 x 524,40 € + 2 x 524,40 € + 

3 x 491,78 €) anzusetzen und nicht lediglich ein Gegenstandswert in Höhe von 

7.866 €. 

3. Ausgehend von diesem Gebührenstreitwert können die Mieter von der 

Beklagten gemäß § 13e Abs. 1 RDG Ersatz der ihnen für die vorgerichtliche Tä-

tigkeit der Klägerin berechneten Kosten bis zur Höhe der Vergütung verlangen, 

die einem Rechtsanwalt für die entsprechende Tätigkeit nach den Vorschriften 

des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes zustehen würde. Indessen kann nicht ab-

schließend beurteilt werden, ob unter den im Streitfall gegebenen Umständen die 

insoweit in Betracht kommende anwaltliche Geschäftsgebühr gemäß § 2 Abs. 2 

Satz 1 RVG in Verbindung mit Nr. 2300 VV RVG, wie von der Klägerin geltend 

gemacht, mit dem 1,3-fachen Satz - wegen mehrerer (insgesamt drei) Auftragge-

ber allerdings nach Nr. 1008 VV RVG um 0,6 erhöht - anzusetzen ist und sich 

damit die von der Beklagten zu erstattenden Kosten der vorgerichtlichen Rechts-

verfolgung auf den seitens der Klägerin insgesamt verlangten Betrag in Höhe von 

1.999,91 € brutto belaufen (1,9-fache Geschäftsgebühr in Höhe von 1.660,60 € + 

Auslagenpauschale in Höhe von 20 € + Umsatzsteuer in Höhe von 319,31 €).  

Hierzu bedarf es weiterer Feststellungen des Berufungsgerichts. 
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Weder die Parteien noch die Tatgerichte haben bislang (erkennbar) be-

rücksichtigt, dass wegen der im Januar 2022 erfolgten Beauftragung der Klägerin 

durch die Mieter die Vorschriften des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes in der 

seit dem 1. Oktober 2021 geltenden Fassung Anwendung finden und damit 

(auch) die Neuregelung zur Geschäftsgebühr eines Rechtsanwalts bei Inkasso-

dienstleistungen nach Absatz 2 der Anmerkung zur Nr. 2300 VV RVG maßgeb-

lich ist (vgl. Art. 2 Nr. 4 Buchst. c, Art. 10 Abs. 1 des Gesetzes zur Verbesserung 

des Verbraucherschutzes im Inkassorecht und zur Änderung weiterer Vorschrif-

ten vom 22. Dezember 2020; BGBl. I S. 3320). Danach kommt es für die Höhe 

der Geschäftsgebühr entscheidend darauf an, ob die Inkassodienstleistung als 

Gegenstand der vorgerichtlichen anwaltlichen Tätigkeit eine unbestrittene oder 

eine bestrittene Forderung betrifft. Bei der Geltendmachung einer unbestrittenen 

Forderung ist der Rechtsanwalt im Regelfall auf den 0,9-fachen Gebührensatz 

beschränkt (vgl. BT-Drucks. 19/20348, S. 62 f.; 19/24735, S. 14) und kann eine 

höhere Geschäftsgebühr - bis maximal zum 1,3-fachen Satz - nur verlangen, 

wenn die Inkassodienstleistung besonders umfangreich oder besonders schwie-

rig war; in einfachen Fällen steht ihm nur der 0,5-fache Satz zu (vgl. Absatz 2 der 

Anmerkung zur Nr. 2300 VV RVG). Im Fall der außergerichtlichen Geltendma-

chung einer vom Schuldner bereits bestrittenen Forderung gilt hingegen ohne 

Einschränkung der bisherige Gebührensatzrahmen der Nr. 2300 VV RVG von 

0,5 bis 2,5 und die allgemeine Schwellengebühr von 1,3 (vgl. BT-Drucks. 

19/20348, S. 23, 62). 

Aus Gründen der prozessualen Fairness (vgl. BGH, Urteil vom 16. April 

2024 ­ VI ZR 223/21, WM 2024, 991 Rn. 19 mwN) und zur Gewährung recht- 

lichen Gehörs (vgl. Senatsurteil vom 18. Oktober 2023 ­ VIII ZR 307/20, BGHZ 

238, 327 Rn. 52) ist den Parteien, wie von der Klägerin in der mündlichen Ver-

handlung vor dem Senat auch ausdrücklich angeregt, Gelegenheit zu geben, 

hierzu in der Tatsacheninstanz ergänzend vorzutragen. 

28 
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III. 

Nach alledem kann das Berufungsurteil keinen Bestand haben; es ist da-

her aufzuheben (§ 562 Abs. 1 ZPO). Die Sache ist nicht zur Endentscheidung 

reif. Der Rechtsstreit ist deshalb zur neuen Verhandlung und Entscheidung an 

das Berufungsgericht zurückzuverweisen (§ 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO). 

 

Dr. Bünger  Kosziol  Dr. Schmidt 

 Dr. Matussek  Dr. Reichelt 

 

Vorinstanzen: 

AG Schöneberg, Entscheidung vom 30.03.2023 - 13 C 60/22 -  

LG Berlin, Entscheidung vom 14.11.2023 - 63 S 127/23 -  
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